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Zwischenbericht der Bundesregierung 
über die Lage von Presse und Rundfunk 
in der Bundesrepublik Deutschland 


1 . Die Stellungnahme der Bundesregierung zum 
Schlußbericht der Pressekommtssion enthält die An- 
kündigung, die Bundesregierung werde dem Deut- 
schen Bundestag in jeder Legislaturperiode über den 
Zustand der Presse, ihre voraussichtliche Entwick- 
lung sowie über die daraus zu ziehenden Folgerun- 
gen berichten. Wegen der gleichartigen Funktionen 
von Presse und Rundfunk werde sie dabei auch auf 
die Probleme eingehen, die sich aus den wechsel- 
seitigen Beziehungen und der unterschiedlichen 
Organisation dieser beiden Medien ergeben. 

Mit Beschluß vom 2. Juli 1969 hat der Deutsche Bun- 
destag in seiner 246. Sitzung die Bundesregierung 
aufgefordert, den von ihr angekündigten Bericht 
Über die Lage von Presse und Rundfunk unver- 
züglich vorzulegen sowie künftig regelmäßig über 
die Entwicklung der deutschen Presse zu berichten. 

Da die Stellungnahme der Bundesregierung zum 
Schlußbericht der Pressekommission den Stand um 
die Jahreswende 1968/69 berücksichtigt, hat dieser 
Zwischenbericht nur die sich aus der Entwicklung 
im Jahre 1969 ergebenden Änderungen und die dar- 
aus zu ziehenden Folgerungen zum Gegenstand. 

Lage der Presse 
a) Strukturelle Änderungen 

2 , Im Bereich der Tagespresse sind 1969 keine ins 
Gewicht fallenden Veränderungen aufgetreten. Die 
sichtbar gewordenen Konzentrations- und Koopera- 
tionstendenzen waren schwächer als die des Zeit- 
raums 1967/68. Diese Ab Schwächung ist nach Mei- 
nung der Bundesregierung eher als erneute Bestä- 
tigung der Konjunkturabhängigkeit der Tages- 
presse zu werten denn als Indiz für die Einleitung 
eines nachhaltigen Tendenzumschwungs in der 
— langfristig betrachtet — zum Teil unausweich- 
lichen strukturellen Entwicklung dieses Wirtschafts- 
zweigs. 

Die Anzahl der „Publizistischen Einheiten" (Voll- 
redaktionen) hat sich im Laufe des Jahres 1969 von 
150 (1. Januar 1969) auf 146 (1. Januar 1970) ver- 

1) vgl. Drucksache V/3856, S. 10 (Ziffer 23) 

2) vgl. Stenographischer Sitzungsbericht 246. Sitzung des 
5. Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1969, S. 13772 ff. 
sowie Drucksachen V/4344 und V/3856 

^) vgl. dazu Rudolf Hofsähs: Zur Entwicklung der Ge- 
winne bei Tageszeitungen. Der Einfluß des Kon- 
junkturverlaufs in den Jahren 1966 und 1967 auf 
die Zeitungsergebnisse im Vergleich zu den Aussagen 
im Michel-Bericht. In: „Publizistik", 14. Jg. 1969/ 
Heft 1, S. 83 bis 89 


ringert. Das ist der seit mehreren Jahren geringste 
Rückgang ^). 

Auf Grund von Kooperationsvorgängen, Verlags- 
absprachen über die Abgrenzung von Wettbewerbs- 
gebieten und von Zeitungseinistellungen ist die Viel- 
falt des örtlichen Angebots an Zeitungen mit ak- 
tuellen Lokal- oder Regionalnachrichten und damit 
die Zeitungsdichte weiter zurückgegangen. Infolge- 
dessen erhöhte sich die Zahl der kreisfreien Städte 
und Landkreise, in denen sich die Bevölkerung über 
das aktuelle örtliche Geschehen nur aus einer Tages- 
zeitung unterrichten kann, in der Zeit von Sep- 
tember 1967 bis Ende 1969 von 145 auf 173. Das 
entspricht einem Anteil von 31,4 Vo an der Gesamt- 
zahl aller kreisfreien Städte bzw. Landkreise^). In 
diesen „Ein-Zeitungs-Kreis'en" lebte mehr als ein 
Fünftel aller Einwohner der Bundesrepublik Deutsch- 
land®). Jedoch waren im Berichtszeitraum keine 
Konzentrationsvorgänge zu verzeichnen, die die un- 
gleichgewichtige Struktur der deutschen Tagespresse 
in gef ährlii ehern Ausmaß verstärkten. 

Der Versuch einiger wirtschaftlich starker Zeitun- 
gen, ihr Verbreitungsgebiet zu erweitern oder ihre 
Marktstellung innerhalb des jeweiliigen Verbrei- 
tungsgebietes zu verstärken, hat örtlich zu Wett- 
b ewerb s ve r s chä rf ungen ge führ t. 

3 . Im Bereich der Zeitschriftenpresse ist im Jahre 
1969 als Kapitalverflechtung von potentiell beacht- 

vgl. Walter J. Schütz: Zeitungsstatistik, In: Emil Do- 
vifat (Hrsg.): Handbuch der Publizistik, Berlin 1969, 
Bd. 3 S. 363, Tabelle 4. Die zwischen dem 1. Januar 
1969 und dem 31, Dezember 1969 erloschenen „Pu- 
blizistischen Einheiten" waren 


1. 

„Kasseler Post" *) 

Verkaufsauflage 
(i. Tsd. Stück) 
ohne Angabe 

2. 

„Fränkische Landeszeitung" ’"*) 



(Ansbach) 

40,4 

3. 

„Pfälzische Volkszeitung" ***) 



(Kaiserslautern) 

5,5 

+ 

„General-Anzeiger" ****) 



(Ludwigshafen) 

2,8 

4. 

„Taunus-Anzeiger" *****) 



(Oberursel) 

6,4 


*) endgültig mit der „Hessischen Allgemeinen" (Kassel) ver- 
schmolzen 

*’) redaktioneller Anschluß an „Nürnberger Nachrichten" 

*'*) redaktioneller Anschluß an „Pfälzer Tageblatt (Landau) 

****) Erscheinen eingestellt 

****•) in der neugebildeten „Taunus-Zeitung" (redaktionell zur 
„Frankfurter Neuen Presse" gehörend) aufgegangen 

^) Vgl. Walter J. Schütz: Die Zeitungsdichte in der Bun- 
desrepublik Deutschland 1967/69 und die Zunahme 
der Ein-Zeitungs-Kreise seit 1954. In: „Publizistik", 14. 
Jg. 1969/Heft 3, S. 315 (Anm. 21) und S. 322 (Ta- 
belle 8) 

®) ebenda, S. 323 (Tabelle 9) 
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lichem Gewicht für die strukturelle Entwicklung 
dieser verlagswirtschaftlichen Sparte folgendes her- 
vorzuheben: 

Die Gütersloher Unternehmensgruppe Bertelsmann 
beteiligte sich mit 25'®/o an der Grüner + Jahr 
GmbH & Co, Hamburg, die kurz zuvor durch Erwerb 
von 90 '®/o der Anteile an der Kindler & Schiermeyer 
Verlag GmbH, München („Jasmin", „Eltern", 
„Twen") ihr Betätigungsfeld auf dem Gebiet der 
Unterhaltungszeitschriften stark ausgeweitet hatte. 
Nach diesen Transaktionen hat das Haus 
Grüner + Jahr sein Zeitschriftenverlagsprogramm 
bereinigt. Die Zeitschrift „Es" wurde zugunsten 
des Beteiligungsobjektes „Eltern" eingestellt, die 
Frauenzeitschrift „Constanze" ging in der „Brigitte" 
auf und die Frauenzeitschrift „Petra" wurde an die 
Jahreszeitenverlag GmbH, Hamburg, veräußert, die 
sie mit ihrer Zeitschrift „Moderne Frau" zusammen- 
legte und jetzt unter dem Titel „Petra — moderne 
Frau" erscheinen läßt. Unter dem Gesichtspunkt 
der zunehmenden Verflechtung relativ weit vonein- 
ander entfernter Sparten der Verlagswirtschaft 
durch Unternehmenszusammenschlüsse findet das 
Engagement von Bertelsmann bei Grüner + Jahr 
eine Parallele in dem seit September 1969 bestehen- 
den kooperativen Zusammenschluß von Unterneh- 
men im Eigentum oder Miteigentum der Verleger 
Droemer, von Holtzbrinck, Leonhard, Dr. Vogel und 
von Wehrenalp. In diesen Zusammenschluß sind 
auch Presseobjekte einbezogen, und zwar die Tages- 
zeitung „Saarbrücker Zeitung", das Wochenendblatt 
„Christ und Welt" und die Wirtschaftszeitung 
„Handelsblatt". Der verlegerische Schwerpunkt der 
Grüner + Jahr GmbH & Co liegt auf dem Gebiet 
der Unterhaltungszeitschriften. Hier wie dort er- 
streckt sich der Zusammenschluß also auf Presse- 
und Buchverlage, Buchgemeinschaften sowie auf 
Druckereikapazitäten. 

Welche Impulse von diesen Zusammenschlüssen auf 
die im engeren Sinne presseverlegerischen Tätig- 
keiten der Unternehmensgruppen (außerhalb der Be- 
reiche Finanzierung und technische Herstellung) aus- 
gehen werden, ist gegenwärtig noch nicht erkennbar. 
In diesem Zusammenhang ist auf dem Sektor der 
Fachzeitschriften die Zusammenarbeit der Verlags- 
gruppen Bertelsmann, Gütersloh, und Vogel-Verlag, 
Würzburg, zu erwähnen, die zur Gründung eines 
gemeinsamen Verlags (je 50 Vo Beteiligung) geführt 
hat, über den Medien der Fachinformation, insbe- 
sondere Zeitschriften, entwickelt und verlegt werden 
sollen. 

Die Geschäftsanteile aller Unternehmen der Verlags- 
gruppe Axel Springer sind zum 1. Januar 1970 als 
Vorstufe zur Axel Springer Verlag AG in die Axel 
Springer Beteiligungs-AG eingebracht worden. 

Der Spiegel-Verlag gab zum Jahresschluß 1969 
bekannt, daß die Belegschaft über eine rechtsfähige 
Organisation im Wege eines stufenweisen Ausbaus 
ihrer Beteiligung am Gewinn des Unternehmens bis 
etwa 1980 mit 50 ®/o an der Spiegel GmbH & Co. be- 
teiligt werden soll. 

4. Die unentgeltliche Verteilung von Anzeigen- 
blättern, die einen redaktionellen Teil haben, kann 


nach der dazu ergangenen Entscheidung des Bundes- 
gerichtshofes ^) wettbewerbswidrig sein. Eine wach- 
sende Zahl solcher Blätter wird von Zeitungsver- 
lagen herausgegeben. 

b) Wirtschaftliche Entwicklung 

5. Näheren Aufschluß über die Aufwands- und 
Ertragsentwicklung der Presse im Jahre 1969 kann 
erst die in Vorbereitung befindliche jährliche 
Pressestatistik geben®). Außerdem zwingt der Ter- 
min für die Vorlage des Zwischenberichts zum Ver- 
zicht auf das bisher noch nicht vollständig vorlie- 
gende Zahlenmaterial über die Entwicklung im ge- 
samten Kalenderjahr 1969. Aus nichtamtlichen 
Quellen liegen für 1969 relativ eingehende Angaben 
über die Entwicklung der Mengenumsätze im Ver- 
triebs- und Anzeigengeschäft der Zeitungspresse so- 
wie des — gemessen an der Auflage — überwie- 
genden Teils der Zeitschriftenpresse vor, die sich 
in gewissem Umfang auch mit Daten ergänzen 
lassen, von denen auf die Höhe der wertmäßigen 
Umsätze geschlossen werden kann. 

6. Danach entwickelten sich im Zeitungsbereich die 
durchschnittlichen Verkaufsauflagen der der IVW ®) 
angeschlossenen Tages- und Wochenzeitungen (ein- 
schließlich Sonntagszeitungen) im Jahre 1969 gegen- 
über dem Vorjahre günstig. Sie näherten sich mit 
durchschnittlichen Gesamtauflagen von 21,1 (1. Vj. 
1969) und von 22,5 Millionen Stück (2. bis 4. Vj. 
1969) der Quartals-Spitzenauflage des Jahres 1967 
bis auf Differenzen, die unter 1 Vo liegen, wieder an. 

Die Bezugspreise für Abonnementszeitungen sind in 
weitem Umfang in Bewegung geraten. In der Mehr- 
zahl der Fälle lagen die Preiserhöhungen zwischen 
0,50 DM und 1,00 DM für das Monatsabonnement. 
Der Bezugspreis einschließlich Zustellkosten liegt 
jetzt für den überwiegenden Teil der Zeitungen bei 
6 DM bis zu über 7 DM. Umgekehrt hat auch in Ein- 
zelfällen die in Gebieten starken Wettbewerbs zu 
beobachtende Beibehaltung seit Jahren unveränder- 
ter Abonnementspreise als „Kampfpreise" in Höhe 
von 5 DM die Spannweite der Bezugspreise größer 
werden lassen. 

Im Anzeigengeschäft der Zeitungen war für das 
erste Halbjahr 1969 bei den untersuchten 222 Tages- 
zeitungen gegenüber dem Vergleichszeitraum 1968 
insgesamt ein von einer Erhöhung der durchschnitt- 
lichen Textseitenzahl begleiteter Anstieg der durch- 
schnittlichen Anzeigenseitenzahl von 241 auf 284 im 
Monat festzustellen. Der Anteil der Anzeigen am 
Seitenumfang der Zeitungen erhöhte sich von 37,8 ^/o 
auf 40,7 «/o 10). 


^) BGH, Urteil vom 18. Dezember 1968 I ZR 113/66; 
JZ 1969, 792 (mit Anm. Kuli) 

0} vgl. unten Tz. 13 

®) IVW = Informationsgemeinschaft zur Feststellung der 
Verbreitung von Werbeträgern e. V. (Bonn-Bad Go- 
desberg). Uber 990/0 der Auflage der Tageszeitungen 
sind IVW-kontrolliert. 

10) vgl. Konrad H. Teckentrup: Text/Anzeigen-Verhältnis 
im 1. Halbjahr 1969 bei Tageszeitungen. In;„ZV+ZV", 
66. Jg. 1969/Heft 38 bis 39, S. 1608 bis 1614 
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Nach den Erhebungen der Gesellschaft für Werbe- 
statistik Schmidt & Pohlmann, Hamburg, sind die 
Aufwendungen für Werbung in Zeitungen für über- 
regional und regional umworbene Produkte (Marken 
und Dienstleistungen) im Jahre 1969 gegenüber 
1968 um 26,2 '®/o, absolut um 193,5 Millionen DM 
auf den bisher bei weitem noch nicht erreichten 
Betrag von 993,0 Millionen DM gestiegen 

Der (auf je 1000 Stück der Druckauflage an den Werk- 
tagen Montag bis Freitag bezogene) Durchschnitts- 
Insertionspreis der Tagespresse im Bundesgebiet mit 
West-Berlin verminderte sich in den ersten drei 
Quartalen 1969 gegenüber dem entsprechenden Ver- 
gleichszeitraum 1968 um etwa Va Vo^^). 

Das Anzeigengeschäft der Zeitungen im Jahre 1969 
war, insgesamt gesehen, ungewöhnlich gut^^). Die 
hohe Zunahme der Wertumsätze spiegelt überwie- 
gend Ausweitungen des mengenmäßigen Insertions- 
volumens wider. 

7. Die wirtschaftliche Entwicklung der Zeitschriften- 
presse im Jahre 1969 läßt sich ebenfalls als in all- 
gemeinen günstig charakterisieren. Nach den Auf- 
lagemeldungen ^'^) an IVW erreichten die Verkaufs- 
auflagen der in der IVW-Statistik erfaßten Zeit- 
schriften in den vier Quartalen des Jahres 1969 fol- 
gende Durchschnittshöhen: 


Zeitschriftengruppe 

verkaufte Auflage in 
Millionen Stück 

1. Vj. 
19G9 

2. Vj. 
1969 

3. Vj. 
1969 

4. Vj 
1969 

Publikumszeit- 
schriften (im Sinne 
der IVW) . . 

57,6 

58,2 

56,8 

58,1 

Fachzeitschriften . . 

17,8 

18,1 

18,5 

18,3 

Kundenzeitschriften 
(an gewerbliche 
Betriebe verkaufte 
Auflage) 

16,3 

16,3 

16,3 

16,5 


^1) vgl. „ZAW-Nachrichten" Nr. 4/1970 vom 19. Februar 
1970. Die Umsätze im lokalen Anzeigengeschäft und 
im Stellenmarkt der Tageszeitungen sind in diesen 
Zahlen nicht mit enthalten. 

12) vgl. „ZV + ZV", 67. Jg. 1970 /Heft 1, S. 15 und 
„ZV + ZV", 65. Jg. 1968/Heft 51 bis 52, S. 2463 

1^) Die von den Wirtschaftsprüfern Engelmann und 
Krumm in „ZV + ZV" veröffentlichten Angaben über 
Aufwendungen und Erträge bei Tageszeitungen ließen 
bis einschl. 1967 Berechnungen über Gewinne bei Ta- 
geszeitungen zu (vgl. Rudolf Hofsähs: a. a. o.). Seit- 
dem jedoch in „ZV-f-ZV“ nur noch gekürzte An- 
gaben gemacht werden, ist eine überschlägige Er- 
mittlung der Gewinne bei Tageszeitungen auf diese 
Weise nicht mehr möglich. Bei der starken Abhängig- 
keit der Gewinne vom Anzeigengeschäft laßt sich je- 
doch schließen, daß die Gewinne der Zeitungen im 
Durchschnitt höher liegen als im Jahre 1967. 

14) Die Zahl der meldenden Zeitschriften schwankt von 
Quartal zu Quartal. Im Vergleichszeitraum war die 
Schwankungsbreite nicht größer als rd. 5®/o. 


Uber die Preisentwicklung auf dem Gebiet der Fach- 
zeitschriften und der Unterhaltungszeitschriften (so- 
genannte Publikumszeitschriften) niedriger Auflage- 
größenklasse liegen nur unvollständige Angaben 
vor. Im Bereich der Unterhaltungszeitschriften hoher 
Auflagegrößenklasse wurden seit Dezember 1968 
die Endverkaufspreise einer Reihe von Publikations- 
organen mit größerem Marktanteil erhöht, nur in 
einem Ausnahmefall gesenkt. Die Preiserhöhungen, 
die zum Teil mit Änderungen der prozentualen Han- 
delsspannen verbunden wurden, lagen in der Mehr- 
zahl zwischen 10 Vo und 20 Vo; nach Einführung am 
Markt wurde der Endpreis einer neuartigen Zeit- 
schrift um 50 'Vo heraufgesetzt. Den Preiserhöhungen 
sind zum Teil Erhöhungen der Seitenzahl und Ver- 
besserungen sonstiger Leistungen vorangegangen. 
Das Anzeigengeschäft der sogenannten Publikums- 
zeitschriften weitete sich im Jahre 1969 beträchtlich 
aus, ohne jedoch im Kernbereich der Markenartikel- 
werbung die hohen Zuwachsraten der Zeitungen 
und Fachzeitschriften zu erreichen. Nach den Er- 
mittlungen von Schmidt & Pohlmann, Hamburg, 
erhöhten sich die Aufwendungen für Werbung in 
Publikumszeitschriften für überregional und regio- 
nal umworbene Produkte gegenüber dem Jahre 1968 
um 12,7 ®/o (Zeitungen: +26,2’‘^/o, Fachzeitschriften: 
+ 26,6 ^/o) auf den in den Vergleichszeiträumen bis- 
her unerreichten Betrag von 1444,1 Millionen DM ^^). 
Wesentliche Änderungen der Insertionspreise waren, 
insgesamt gesehen, nicht zu verzeichnen. 

8. Im Verhältnis der Werbung in der Presse zur 
Hörfunk- und Fernsehwerbung konnte die Presse 
ihren Anteil an den auf Werbemittel entfallenden 
Werbeaufwendungen für überregional und regional 
umworbene Produkte (Markenartikel und überregio- 
nale Dienstleistungen) mit 76,3 ’Vo unverändert 
gegenüber dem Vorjahr halten. In diesem Zusam- 
menhang ist auf die Expansion des überörtlichen 
Anzeigengeschäfts der Zeitungen hinzuweisen, 
deren Anteil sich auf 26,7 Vo (1968: 25,1 Vo) erhöhte. 
Die Zuwachsrate der Publikumszeitschriften war mit 
-f 12,7 4>/o niedriger als die der Hörfunk- (+ 22,8 Vo) 
und der Fernsehwerbung (+ 17,2 ®/o). Entsprechend 
verringerte sich der Anteil der Publikumszeitschrif- 
ten auf 41,4 Vo (1968: 43,5'Vo)^®). Gemessen an der 
Höhe dieser Anteile ergibt sich für 1969 folgende 
gegenüber dem Vergleichszeitraum 1968 unverän- 
derte Rangfolge der Werbemittel: 


Anteile an den überregionalen ' 

Werbeaufwendungen (in ®/o) 

1969 

1968 

1. Publikumszeitschriften 

41,4 

43,5 

2. Zeitungen 

26,7 

25,1 

3. Fernsehen 

18,4 

18,6 

4. Fachzeitschriften 

8,2 

7,7 

5. Hörfunk 

5,3 

5,1 

überregionale 

1 100,0 


Werbeaufwendungen insgesamt . . 


100,0 


45) Quelle; wie in Anm. 11 und zusätzliche Auskünfte des 
ZAW. 

4®) siehe Anm. 15 
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Zur Wettbewerbslage zwischen Presse und Rund- 
funk (Hörfunk und Fernsehen) verweist die Bundes- 
regierung auf den Hauptbericht der Michel-Kom- 
mission und die dazu von ihr abgegebene Stellung- 
nahme^^). Anhaltspunkte für eine Änderung der 
Beurteilung hat die bisherige Entwicklung nicht 
gegeben. Einer eingehenden Erörterung bedarf zu 
gegebener Zeit die Frage, inwieweit die aus den 
zurückliegenden Zeitraumuntersuchungen der Ver- 
hältnisse in der Bundesrepublik Deutschland ge- 
wonnenen Feststellungen auf lokale Anzeigenmärkte 
übertragbar sind, wenn aus Werbeeinnahmen er- 
haltene Ortssender dort als Wettbewerber auftre- 
ten^®). 


Lage des Rundfunks 

9 . Im Bereich des Rundfunks haben sich keine ins 
Gewicht fallenden Veränderungen ergeben. 

Bis Jahresende 1969 sind die Staatsverträge der 
Länder über das Rundfunkgebührenwesen und über 
die Höhe der Rundfunkgebühren von allen Landes- 
parlamenten ratifiziert worden. Die damit beschlos- 
sene Erhöhung der Rundfunkgebühren (Hörfunk von 
2 DM auf 2,50 DM, Fernsehen von 5 DM auf 6 DM 
monatlich) bildet die Grundlage für den bereits 
früher vereinbarten Finanzausgleich der Anstalten. 

Seit dem 5. April 1969 wird — zunächst an einzel- 
nen Tagen der Woche — im Bereich der Länder 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Saarland 
ein gemeinsames 3. Fernsehprogramm „Südwest 3" 
vom Saarländischen Rundfunk, vom Süddeutschen 
Rundfunk und vom Südwestfunk gesendet. Damit 
werden nunmehr im gesamten Bundesgebiet Dritte 
. Fernsehprogramme — diese in 5 Regionalblöcken — 
ausgestrahlt. 

10 . Die technische Erschließung des Bereiches VI 
(12 — GHz-Bereich) für Rundfunkzwecke hat die 
Diskussion um die Einführung eines privatrechtlich 
organisierten Rundfunks erneut aufleben lassen und 
in einzelnen Ländern zur verstärkten Aktivität 
interessierter Kreise durch Gründung privater Ge- 
sellschaften und Konzessionsanträge geführt. 

Gegenwärtig kann über die Nutzung des Bereichs 
VI (11,7 bis 12,7 GHz) für den terrestrischen Rund- 
funk nichts gesagt werden. Dieser Bereich ist nach 
der Vollzugsordnung für den Funkdienst, Genf 1959, 
dem festen und dem beweglichen Funkdienst und 
dem Rundfunkdienst auf der Basis der Gleichbe- 
rechtigung zugewiesen. Erst die weltweite Funkver- 
waltungskonferenz für den Weltraumfunkdienst 
(WARC-SAT) im Jahre 1971 wird zu entscheiden 
haben, welchen Teilbereich (aus 11,7 bis 12,7 GHz) 
dem terrestrischen Rundfunkdienst zugewiesen wird. 
Schon die Bemühungen der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten, das Schul-, Bildungs- und Uni- 
versitätsfernsehen auszubauen, können die Bereit- 
stellung zusätzlicher Frequenzen erforderlich 
machen. In diesem Zusammenhang werden auch die 


i"^) vgl. Drucksache V/2120 und ^ Drucksache V/2120 
‘®) vgl, unten Tz. 11 


Entwicklung des Kassettenfernsehens sowie des 
Kabelfernsehens zu beachten sein. Die Bundesregie- 
rung sieht daher noch keinen Grund, die Situation 
insoweit anders zu beurteilen, als es das Bundes- 
verfassungsgericht im Fernsehurteil ^®) getan hat. 

11 . Eine Einführung des privaten Hörfunks oder 
Fernsehens erfordert einen erheblichen finanziellen 
Aufwand. Er müßte auch aus dem lokalen Anzeigen- 
markt abgeschöpft werden, auf dem lokale Tages- 
zeitungen und Ortssender als Wettbewerber auf- 
treten könnten. Schwerwiegende Auswirkungen auf 
die Existenz kleinerer Zeitungen sind nicht auszu- 
schließen. Gegen die ausschließliche oder überwie- 
gende Beteiligung der Presse an privaten Rund- 
funkorganisationen bestehen schon wegen der Auf- 
hebung des kommunikationspolitischen Prinzips der 
„publizistischen Gewaltenteilung" erhebliche Beden- 
ken 20). 


Innerbetriebliche Stellung der Redakteure 
(„Innere Pressefreiheit“) 

12 . Das Verhältnis zwischen Verleger und Redak- 
teur findet insbesondere in jüngster Zeit erneut 
zunehmend Aufmerksamkeit; der Versuch einer 
Regelung hat in den Ländern vereinzelt schon zu 
parlamentarischen Initiativen geführt. Sowohl Zei- 
tungsverleger als auch Journalisten sind bemüht, 
das Verhältnis zwischen Verleger und Redakteur, 
das einen Teil der sogenannten Inneren Pressefrei- 
heit ausmacht, durch Vereinbarungen auf tarifver- 
traglicher 21 ) oder auf innerbetrieblicher Ebene zu 
regeln. Vorschläge hierzu liegen vor. Eine wach- 
sende Zahl von Zeitungen und Zeitschriften hat be- 
reits mit „Redaktionsstatuten" 22 ) „Leitsätzen 23) 
der Forderung nach einer angemessenen Regelung 
dieses Verhältnisses zu entsprechen versucht. Im 
Bereich des Rundfunks gibt es ähnliche Ansätze, 
wenngleich hier die Problematik im Hinblick auf den 
öffentlich-rechtlichen Charakter der Rundfunkan- 
stalten anders gelagert ist 24). 

1 «) BVerfGE 12, 205 ff. 

20) vgl. dazu Drucksache V/2120 (Bericht der Michel-Kom- 
mission) S. 235 bis 242 

2 ^) vgl. den vom DJV vorgelegten „Entwurf eines Tarif- 
vertrages für die Abgrenzung der Kompetenzen von 
Verlag und Redaktion"; in: „Der Journalist", 19. Jg. 
1969/Heft 11, S. 1 

22) Redaktionsstatute waren bis Ende 1969 für folgende 
Zeitungen und Zeitschriften vereinbart worden: 
„Stern" (Hamburg) 

„Rhein-Zeitung" (Koblenz) 

„Mannheimer Morgen" (Mannheim) 

„General- Anzeiger der Stadt Wuppertal" (Wuppertal) 
„Saarbrücker Zeitung" (Saarbrücken) 

„Hannoversche Presse" (Hannover) 

22) Solche wurden bis Ende 1969 für die „NRZ Neue 
Ruhr-Zeitung" (Essen) festgelegt. 

24) vgl. dazu Helmut Hammerschmidt: Zur Diskussion: 
Grundlagen und Grenzen der redaktionellen Verant- 
wortung im Rundfunk. Baden-Baden 1969: Hauptabtei- 
lung Öffentlichkeitsarbeit des SWF; ferner Friedrich- 
Wilhelm Freiherr von Seil; Meinungsfreiheit in Rund- 
funk und Presse aus der Sicht der Verfassung. In: 
„Publizistik", 14. Jg, 1969, Heft 4, S, 394 bis 397. 
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Die Bemühungen gehen unterschiedlich weit. Die 
Bundesregierung heoib achtet im engen Kontakt mit 
den Ländern die sich abzeichnenden Lösungsversu- 
che. Ob die vorhandenen und noch zu erwartenden 
Bemühungen auf tarifvertraglicher oder innerbe- 
trieblicher Ebene eine gesetzliche Regelung über- 
flüssig machen werden, läßt sich gegenwärtig noch 
nicht beurteilen. 


Amtliche Pressestatistik und 
wissenschaftliche Untersuchungen 

13 . Statistische Erhebungen zur wirtschaftlichen 
Situation der Presse können, wenn sie instruktiv 
sein und ein möglichst lückenloses Bild über die 
tatsächliche Lage ge‘ben sollen, nicht allein auf der 
Grundlage der Freiwilligkeit durchgeführt werden. 
Hinzu kommt, daß die Erhebungen teilweise in das 
Betriebsgeheimnis eingreifen müssen und schon des- 
wegen der gesetzlichen Anordnung und des beson- 
deren gesetzlichen Schutzes der Geheimhaltung be- 
dürfen. In Erkenntnis dieser Rechtslage bereitet die 
Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Einfüh- 
rung einer jährlichen Pressestatistik auf Bundes- 
ebene (Bundespressestatistik) vor. Wegen des vor- 
aussichtlichen zeitlichen Ablaufs des Gesetzgebungs- 
verfahrens, der Schwierigkeit, vergleichbare Daten 
auch von kleinen Verlagen zu erhalten und der Not- 
wendigkeit einer exakten Auswertung des erhobe- 
nen statistischen Befundes können die ersten istati- 
stischen Auswertungen voraussichtlich erst im Jahre 
1972 vor gelegt werden. Die Untersuchungen des 
Statistischen Bundesamtes werden sich zunächst auf 
Tageszeitungen, Sonntagszeitungen und Wochen- 
blätter mit Zeitungscharakter beziehen. 

14 . Die künftige Entwicklung von Presse, Hörfunk 
und Fernsehen, insibesondere im Hinblick auf Ar- 
tikel 5 GG, wird zur Vorbereitung der Berichterstat- 
tung an den Deutschen Bundestag Gegenstand wei- 
terer Untersuchungen sein müssen. Ebenso erscheint 
es notwendig, ein kommunikationspolitisches Ge- 
samtkonzept zu entwickeln. 

Hierfür hält die Bundesregierung die z. Z. auf Teil- 
aspekte beschränkte Behandlung und Klärung be- 
stimmter Themenbereiche durch wissenschaftliche 
Ausarbeitungen und Gutachten für zweckmäßig. 
Dazu gehören z. B.: 

1. Entwicklung des publizistischen Angebots nach 
Inhalt, Umfang und Zielen, z. B. getrennt nach 
Nachricht, Meinung und Unterhaltung. (Dabei 
sollen die einzelnen Medienbereiche — Tages- 
zeitungen, Zeitschriften, Hörfunk, Fernsehen, 
Agenturen — jeweils getrennt erfaßt werden, 
verbunden mit einer Gesamtübersicht.) 

2. Wechselseitige Einwirkung von Presse, Hör- 
funk und Fernsehen im Hinblick auf Umfang 
und Vielfalt des jeweiligen Informations- und 
Meinungsangebots. 

3. Wie steht es um die gegenseitige publizistische 
Kontrolle von Presse, Hörfunk und Fernsehen? 


4. Wie beurteilen die Bürger das Angebot der ein- 
zelnen Medien und welchen Gebrauch machen 
sie davon? 

5. Wirkung publizistischer Aussagen in den ein- 
zelnen Medien auf den Bürger. 

6. Zusammenhang von Vielzahl von Meinungs- 
trägern und Vielfalt der Meinungen. 

7. Entwicklung der Tageszeitungen unter dem Ein- 
fluß örtlicher Wettbewerbs Verhältnisse. 

8. Beispielhafte Untersuchungen zum Nachrichten- 
fluß. 

9. Einflüsse von Pressevertriebssystemen auf das 
örtliche publizistische Angebot. 

10. Beziehungen zwischen Zusammenschlüssen und 
Kooperationen von Presseunternehmen und der 
Beschäftigungslage der Redakteure. 

11. Welche Wirkungen werden technische Entwick- 
lungen im Hörfunk- und Fernsehbereich auf die 
Struktur der Gesamtheit der institutionalisierten 
Träger der öffentlichen Meinungsbildung ha- 
ben? 


Maßnahmen gegen eine Konzentration 
im Pressewesen 

a) Fusionskontrolle 

15 . Ln der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 2^) hat die Bundesregierung ihre Absicht zur 
Einführung einer „Fusionskontrolle" auch für das 
Preissewesen angekündigt. Die unverzügliche Ein- 
bringung einer solchen gesetzlichen Regelung hatte 
der Deutsche Bundestag mit Beschluß vom 2. Juli 
1969 gefordert 26). 

Eine freie Presse in einer freiheitlichen Demokratie 
setzt eine gewisse Mindestzahl selbständiger redak- 
tioneller Einheiten in einzelnen Bereichen des 
Pressewesens voraus ^7), Eine solche Vielfalt muß 
notfalls sichergestellt werden. Die Prüfung geeig- 
neter Maßnahmen ist im Gange. In diesem Zusam- 
menhang wird auch die vom Deutschen Bundestag 


2®) vgl. Stenographischer Sitzungsbericht 5. Sitzung des 
6. Deutschen Bundestages vom 28. Oktober 1969, 
S. 20 ff. 

2®) vgl. Stenographischer Sitzungsbericht 246. Sitzung des 
5. Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1969, S. 13772 ff. 

27) vgl. Drucksache V/3856, S. 9 (Ziffer 15); zu Maßnah- 
men gegen die Pressekonzentration vgl. Peter Glotz/ 
Wolfgang R. Langenbucher: Der mißachtete Leser. Zur 
Kritik der deutschen Presse. Köln 1969, S. 185 bis 197 
(Entwurf eines Gesetzes gegen den Mißbrauch der 
Pressefreiheit / Pressefreiheitsgesetz) ; Horst Ehmke: 
Verfassungsrechtliche Fragen einer Reform des Presse- 
wesens. In; Horst Ehmke / Carlo Schmid/Hans Scha- 
roun (Hrsg.): Festschrift für Adolf Arndt. Frankfurt 
(Main) 1969, S. 77 bis 139, hier S. 111 ff.; Erwin Gehr- 
hardt: Das örtliche Zeitungsmonopol. Überlegungen 
zu Diagnose und Therapie. In: „Publizistik", Jg. 14, 
1969, Heft 3, S. 287 bis 297; Pressefreiheit. Entwurf 
eines Gesetzes zum Schutze freier Meinungsbildung 
und Dokumentation des Arbeitskreises Pressefreiheit. 
Neuwied 1970. 
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gleichzeitig geforderte Überprüfung des Wettbe- 
werbsrechts auf dem Markt der Kommunikations- 
mittel eingeleitet. 


bar oder über die Lohndruckerei mittelbar geförder- 
ten Presseunternehmen unterhalten eigene Voll- 
redaktionen. 


b) Kredithilfen 


16 . Das ERPnKreditprogramm für kleine und mitt- 
lere Presseunternehmen soll auch im Rechnungs- 
jahr 1970 fortgesetzt werden. 

Seit Anlaufen des Kreditprogramms im Herbst 
1968 sind bisher 53 Kredite mit einer Gesamtkredit- 
summe von 13 789 000 DM bei Gesamtinvestitionen 
von rd. 34,9 Millionen DM bewilligt worden. Da- 
von entfallen auf das Rechnungsjahr 1968 19 Kredite 
mit einer Gesamtkreditsumme von 5 387 000 DM bei 
Gesamtinvestitionen von rd. 11,8 Millionen DM. 
Im Rechnungsjahr 1969 (Stand Ende Oktober) konn- 
ten bisher 34 Kredite mit einer Gesamtkreditsumme 
von 8 402 000 DM bei Gesamtinvestitionen von rd. 
23,1 Millionen DM finanziert werden. 

Mit den bewilligten ERP-Krediten wurde die An- 
schaffung modernster technischer Einrichtungen 
(Rotations- bzw. Rollenoffsetmaschinen, Farbein- 
druckwerke, lochbandgesteuerte Schnellsetzma- 
schinen, Fotasetzgeräte, Speichergeräte u. a. m.) so- 
wie der Neu- und Ausbau von Betriebs- und Ver- 
lagsgebäuden gefördert. Die Gesamtkreditsumme 
von 13 789 000 DM verteilt sich fast gleichmäßig auf 
die Finanzierung der vorerwähnten technischen oder 
Bauinvestitionen. 

Von den 53 geförderten Presseuntemehmen bzw. 
Druckereien befassen sich 50 mit Verlag und 
Herstellung, fünf auch mit dem Lohndruck von 
Tageszeitungen. Drei Presseunternehmen geben 
politische Wochenschriften heraus. 15 der unmittel- 
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Bezogen auf die Gesamtverkaufsauflage der vom ERP- 
Kreditprogramm begünstigten Presseerzeugnisse stellt 
sich die Verteilung der ERP-Kredite wie folgt dar: 


Verkaufsauflage 


Anzahl 
der ERP- 
Kredite 


ERP-Kredit- 

betrag 


bis 5 000 Exemplare 

5 000 

11 

802 000 

bis 

10 000 

10 000 

Exemplare 

11 

1 935 000 

bis 

20 000 

20 000 

Exemplare 

8 

2 687 000 

bis 
40 000 

30 000 

Exemplare 

8 

2 300 000 

bis 
50 000 

50 000 

Exemplare 

6 

2 625 000 

bis 

80 000 

60 000 

Exemplare 

3 

1 300 000 

bis 

100 000 

90 000 

Exemplare 

1 

150 000 

bis 

110 000 

110 000 

Exemplare 

3 

990 000 

bis 
150 000 

120 000 

Exemplare 

1 

500 000 

bis 

160 000 

Exemplare 

1 

500 000 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


53 13 789 000 DM 

Hiernach entfallen rd. 90 Vo der bewilligten Kredit- 
anträge und rd. 86®/o der Gesamtkreditsumme auf die 
nach den Kreditrichtlinien bevorzugt zu berücksich- 
tigen Presseunternehmen, deren Verkaufsauflage 
80 000 Exemplare nicht überschreitet. 


Presserechtliche Regelungen und 
Entscheidungen 

17 . In ihrer Regierungserklärung vom 28. Okto- 
ber 1969 hat die Bundesregierung auch die Vorlage 
eines Pressereditsrahmengesetzes angekündigt. Sie 
will damit die dem Bund nach Artikel 75 Abs. 1 Nr. 2 
des Grundgesetzes zustehende Gesetzgebungsbefug- 
nis zur rahmenrechtlichen Regelung der allgemeinen 
Rechtsverhältnisse der Presse in Anspruch nehmen 
und den Rahmen stecken, innerhalb dessen ein 
freies und demokratisches Pressewesen sich in der 
Bundesrepublik weiter entwickeln soll. Unabhängig 
hiervon begrüßt die Bundesregierung die inzwischen 
begonnenen Beratungen in den Ländern, u. a. durch 
Neufassung der Impressumvorschriften dem Presse- 
markt eine größere Trahsparenz in publizistischen 
und ökonomischen Fragen zu geben. 

18 . Im Rahmen dieses Berichtes kann die Fortent- 
wicklung der Auslegung des Artikels 5 GG, insbe- 
sondere des Begriffs der Pressefreiheit, durch die 
verfassungsgerichüidie Reditsprediung nicht un- 
erwähnt bleiben. Das Bundesverfassungsgericht hat 
im Berichtszeitraum wiederholt zu grundsätzlichen 
Fragen der Meinungs- und Pressefreiheit Stellung 
genommen. 

In der „Blinkfüer“ -Entscheidung vom 26. Februar 
1969 2®) geht es auf die Fragen des Boykottaufrufs 
ein. In Anlehnung an seine frühere Rechtspre- 
chung hält das Bundesverfassungsgericht zwar 
einen Boykottaufruf, dem eine bestimmte Meiungs- 
kundgabe zugrunde liegt, nach Artikel 5 GG für 
geschützt, wenn er als Mittel des geistigen Mei- 
nungskampfes in einer die Öffentlichkeit wesentlich 
berührenden Frage eingesetzt wird. Wenn aber der 
Boykottaufruf mit wirtschaftlichen Machtmitteln, 
insbesondere durch Androhung oder Ankündigung 
schwerer Nachteile oder in Ausnutzung sozialer 
oder wirtschaftlicher Abhängigkeit durchgesetzt 
werden soll, wird er durch das Grundrecht der 
freien Meinungsäußerung nicht geschützt. 

Im Beschluß vom 3. Oktober 1969^^) geht das Bun- 
desverfassungsgericht auf das Grundrecht der In- 
formationsfreiheit ein. Ein demokratischer Staat 
könne nicht ohne freie und möglichst gut infor- 
mierte Meinung bestehen; darüber hinaus gehöre 
es zu den elementaren Bedürfnissen des Menschen, 


2») ~ 1 BvR 619/63 — BVerfGE 25, 256 ff. 

3ö) BVerfGE 7, 198, 212 

JZ 1970, 100. Das Bundesverfassungsgericht hat mit 
diesem Beschluß einer Verfassungsbeschwerde statt- 
gegeben, die gegen die Beschlagnahme einer dem 
Beschwerdeführer von einem Bekannten zur persön- 
lichen Information übersandten Nummer der „Leip- 
ziger Volkszeitung" auf Grund des Gesetzes zur Über- 
wachung strafrechtlicher und anderer Verbringungs- 
verbote — GÜV — vom 24. Mai 1961 (BGBl. I S. 607) 
gerichtet war. 
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sich aus möglichst vielen Quellen zu unterrichten, 
das eigene Wissen zu erweitern und sich so als Per- 
sönlichkeit zu entfalten. Die im Grundgesetz ge- 
währleistete Informationsfreiheit diene beiden 
Zwecken. Sie umfassen also auch Informationen aus 
solchen Quellen, die ohne Zutun des Empfängers in 
seinen Wahrnehmungsbereich gelangen. Zeitungen 
und andere Massenkommunikationsmittel seien von 
Natur aus allgemein zugängliche Informationsquel- 
len im Sinne von Artikel 5 GG. 

In der Entscheidung vom 14. Oktober 1969 weist 
das Bundesverfassungsgericht darauf hin, jede auf 
einer Kontrolle beruhende Verzögerung einer Infor- 
mation schränke die Informationsfreiheit des ein- 
zelnen ein. Gehe eine Zeitung dem Leser erst ge- 
raume Zeit nach ihrem Erscheinen zu, seien Ver- 
gleiche mit anderen Zeitungen und eine sinnvolle 
Verarbeitung der in der Zeitung enthaltenen Infor- 
mationen oft nicht mehr möglich. 


Maßnahmen zugunsten von Journalisten 
und Verlegern 

19 . Die Bundesregierung hatte es in ihrer Stel- 
lungnahme zum Schlußbericht der Pressekommis- 
sion als wünschenswert bezeichnet, eine zentrale 
zusätzliche Versorgungseinrichtung für die Journa- 
listen aller Medien aufzubauen. Ein hierzu von ihr 
in Auftrag gegebenes Gutachten der Eeratungs- 
GmbH für Altersversorgung, Dr. Dr. Ernst Heiss- 
mann, Wiesbaden, liegt nunmehr vor. Es wurde den 
Fraktionen des Deutschen Bundestages übersandt. 
Den Verbänden der Journalisten und Verleger, der 
Arbeitsgemeinschaft der Rundfunkanstalten Deutsch- 
lands, dem Zweiten Deutschen Fernsehen wurde das 
Gutachten zur Verfügung gestellt mit dem Ziel, die 

JZ 1970, 103. Mit diesem Beschluß hat das Bundesver- 
fassungsgericht eine Verfassungsbeschwerde zurück- 
gewiesen, die gegen die Überwachung von an den 
Beschwerdeführer gerichteten Zeitungssendungen aus 
der DDR nach dem GÜV gerichtet war. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat festgestellt, die Überwachung 
sei in diesem Fall eine durch die Vorschriften der 
allgemeinen Gesetze (i. S. von Artikel 5 Abs. 2 GG) 
gerechtfertigte Maßnahme gewesen. 

Drucksache V/3856, S. 14 


Meinungsbildung der Beteiligten über die zweck- 
mäßigen Lösungen beim weiteren Ausbau der jour- 
nalistischen Alterssicherung zu fördern. Die Bundes- 
regierung hält an der Auffassung fest, daß die 
Schaffung einer einheitlichen zusätzlichen Alters- 
versorgungseinrichtung für Journalisten aller Me- 
dien (Tageszeitungen, Zeitschriften, Hörfunk und 
Fernsehen) die berufliche Mobilität der Journalisten 
erhöhen würde und damit auch allgemein der Funk- 
tion von Presse und Rundfunk in Gesellschaft und 
Staat zugute kämen. 

20 . Auch den Fragen der Aus- und Fortbildung der 
Journalisten mißt die Bundesregierung große Bedeu- 
tung zu, zumal die an die Journalisten in der Zu- 
kunft gestellten Anforderungen wie in vielen ande- 
ren Berufen wachsen werden. Sie nimmt mit Befrie- 
digung davon Kenntnis, daß seit einiger Zeit die 
Möglichkeiten einer quantitativen und qualitativen 
Erweiterung der Aus- und Fortbildungsmöglich- 
keiten für Journalisten von zahlreichen fachlich an 
diesem Problem interessierten Persönlichkeiten und 
Gremien erörtert werde. 

Die Bundesregierung hat in den letzten beiden Jah- 
ren für die Aus- und Fortbildung der Journalisten 
Mittel zur Verfügung gestellt und ist bereit, diese 
Förderung in Zukunft fortzusetzen. Die Arbeit der 
vorhandenen Ausbildungseinrichtungen sollte bes- 
ser koordiniert und für eine verbesserte Aus- und 
Fortbildung gemeinsame Vorstellungen aller Betei- 
ligten entwickelt werden. Ein stärkeres Engagement 
der Verleger und ein größeres Eigeninteresse der 
Journalisten in dieser Hinsicht wird erwartet. 

Die von der Pressekommission vorgeschlagene 
Gründung des Kuratoriums für Zeitungstechnik und 
Zeitungswirtschaft ist bisher nicht vollzogen wor- 
den. 

* 

21 . Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß 
Presse- und Meinungsfreiheit in der Bundesrepublik 
Deutschland nach wie vor gewährleistet sind. Sie 
wird in den folgenden Berichten eine erweiterte 
Darstellung geben, wenn ergänzende wissenschaft- 
liche Erkenntnisse und umfassendere statistische Er- 
hebungen vorliegen. 
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